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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Um einen ersten Teil der im vergangenen November angenommenen Pflegeinitiative
umzusetzen, unterbreitete der Bundesrat dem Parlament Ende Mai 2022 seine
Botschaft zur Ausbildungsförderung im Pflegebereich. Dabei griff er den indirekten
Gegenvorschlag zur Volksinitiative wieder auf, welcher zum einen eine
Ausbildungsoffensive und zum anderen die Möglichkeit für Pflegefachpersonen, gewisse
Leistungen direkt mit den Sozialversicherungen abzurechnen, vorsah. 
Bezüglich Ersterem hielt der Bundesrat fest, dass gerade aufgrund der hohen
Auslandsabhängigkeit und der Rekrutierungsschwierigkeiten von diplomierten
Pflegefachpersonen Handlungsbedarf angezeigt sei. Zudem werde der Bedarf aufgrund
der alternden Bevölkerung und der damit verbundenen höheren Pflegekomplexität
sogar noch weiter steigen. Die vorgesehene Ausbildungsoffensive umfasste drei Punkte:
Die finanzielle Unterstützung von Gesundheitseinrichtungen, die sich an der
praktischen Ausbildung diplomierter Pflegefachpersonen beteiligen, die finanzielle
Unterstützung von Personen in Ausbildung an einer Fachhochschule oder einer
höheren Fachschule sowie die Erhöhung der Ausbildungsplätze an höheren
Fachschulen und Fachhochschulen. Mit Ausnahme der Ausbildungsplätze an
Fachhochschulen, deren Finanzierung über direkte Beiträge des Bundes geplant ist, soll
die Unterstützung durch die Kantone erfolgen, welche wiederum vom Bund teilweise
dafür entschädigt werden. In drei Bundesbeschlüssen sollen dafür insgesamt CHF 502
Mio. gesprochen werden. 
Was die direkte Abrechnung mit den Sozialversicherungen anbelangt, so stehe die
bessere Berücksichtigung der «spezifischen Kompetenzen der Pflegefachpersonen»
sowie die Stärkung ihrer Funktion in der Gesundheitsversorgung im Zentrum, so dass
sie selbständiger arbeiten könnten. Um einen ungerechtfertigten Anstieg der
Gesundheitskosten zu vermeiden, sei zudem ein Kontrollmechanismus vorgesehen. Zur
Umsetzung dieser Forderung der Volksinitiative plante der Bundesrat Änderungen im
KVG, wobei ihm selbst die Aufgabe zukommen sollte, die betroffenen Pflegeleistungen
zu bestimmen.
Da die Vorschläge zur Ausbildungsoffensive und der direkten Abrechnung mit den
Sozialversicherungen bereits Teil des indirekten Gegenvorschlags waren, sah der
Bundesrat von einer erneuten Vernehmlassung ab. Der Umsetzung der weiteren
Forderungen der Volksinitiative – einer angemessenen Abgeltung,
anforderungsgerechten Arbeitsbedingungen und beruflichen
Entwicklungsmöglichkeiten – werde in einem zweiten Schritt Rechnung getragen, weil
es diesbezüglich noch einige Fragen zu klären gelte. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit dem vom Bundesrat
vorgeschlagenen Bundesgesetz über die Förderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege, mittels welchem ein erster Teil der Pflegeinitiative umgesetzt werden soll. Die
SGK-SR war im Vorfeld einstimmig auf das Bundesgesetz eingetreten und hatte in ihrer
Detailberatung lediglich Korrekturen formeller Natur beschlossen. Während der
Ratsdebatte strich Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) für die Kommission hervor, dass
rascher Handlungsbedarf angezeigt sei. Der Pflegefachkräftemangel sei bereits vor der
Covid-19-Pandemie prekär gewesen, habe sich durch die Pandemie allerdings noch
verschärft. Ein zügiges Vorgehen ohne grosse Änderungen begrüsste etwa auch
Bundesrat Alain Berset. Dabei argumentierte er mit der Pflicht, den Volkswillen zu
befolgen, und der Tatsache, dass sich das Parlament in Form des indirekten
Gegenvorschlags zur Pflegeinitiative bereits mit der Vorlage auseinandergesetzt habe.
In der Folge trat der Ständerat denn auch einstimmig auf das Bundesratsgeschäft ein
und hielt sich in der Detailberatung an die Anträge der Kommission. Johanna Gapany
(fdp, FR) zog ihren Minderheitsantrag, der verlangte, dass bei der praktischen
Ausbildung innovative Methoden zum Zuge kommen sollen dürfen, um möglichst schnell
genügend Personal auszubilden, zurück, da diese Forderung auf Verordnungsebene
umgesetzt werden könne. Einstimmig stimmte der Ständerat dem Bundesgesetz und
den drei Bundesbeschlüssen in der Gesamtabstimmung zu. 2
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1) BBl, 2022 1498
2) AB SR, 2022, S. 669 ff.
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